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STELLUNGNAHME DER KOMMISSION 

vom 16.11.2016 

zur Übersicht über die Haushaltsplanung Litauens 

ALLGEMEINE ERWÄGUNGEN  

1. Die Verordnung (EU) Nr. 473/2013 enthält Bestimmungen, mit denen die 
Haushaltspolitik der Mitgliedstaaten im Euro-Währungsgebiet verstärkt überwacht 
und sichergestellt werden soll, dass die nationalen Haushaltspläne mit den 
wirtschaftspolitischen Leitlinien vereinbar sind, die im Rahmen des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts und des Europäischen Semesters für die wirtschaftspolitische 
Koordinierung veröffentlicht wurden.  

2. Nach Artikel 6 der Verordnung (EU) Nr. 473/2013 haben die Mitgliedstaaten der 
Kommission und der Euro-Gruppe alljährlich bis zum 15. Oktober eine Übersicht 
über die Haushaltsplanung für das Folgejahr mit Angaben zu den wichtigsten 
Aspekten der Haushaltslage des Sektors Staat und seiner Teilsektoren vorzulegen.  

ERWÄGUNGEN ZU LITAUEN 

3. Auf der Grundlage der am 17. Oktober 2016 von Litauen übermittelten Übersicht 
über die Haushaltsplanung 2017 gibt die Kommission gemäß Artikel 7 der 
Verordnung (EU) Nr. 473/2013 folgende Stellungnahme ab. 

4. Die Stellungnahme der Kommission ist im Lichte der jüngsten Wirtschafts- und 
Haushaltsdaten zu sehen. In diesem Kontext ist es – wie in der Empfehlung der 
Kommission für eine Empfehlung des Rates zur Wirtschaftspolitik des Euro-
Währungsgebiets und in der Mitteilung der Kommission „Hin zu einem positiven 
fiskalischen Kurs für das Euro-Währungsgebiet“ dargelegt – wichtig, dass der 
fiskalische Kurs des Euro-Währungsgebiets in seiner Gesamtheit positiv ausgerichtet 
wird und den gegenwärtigen Aufschwung stützt, während gleichzeitig die 
langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen sichergestellt wird. 

5. Die Übersicht über die Haushaltsplanung wurde angesichts des laufenden 
Wahlverfahrens von der scheidenden Regierung vorgelegt und beruht auf der 
Annahme einer unveränderten Politik. 

6. Litauen unterliegt der präventiven Komponente des SWP und sollte auch weiterhin 
für eine solide Haushaltslage sorgen, die die Einhaltung des mittelfristigen 
Haushaltsziels eines strukturellen Defizits von 1 % des BIP gewährleistet. Litauen 
sollte sicherstellen, dass die Abweichung vom mittelfristigen Haushaltsziel 2016 und 
2017 das aufgrund der Rentenreform zugestandene Maß nicht übersteigt. 

7. Das makroökonomische Szenario der Übersicht über die Haushaltsplanung erscheint 
sowohl für 2016 als auch für 2017 plausibel. Danach wird das Wachstum des realen 
BIP 2016 auf 2,3 % zunehmen und sich 2017 auf 2,7 % weiter verstärken. Die 
Inlandsnachfrage dürfte, getragen von soliden Nominallohnerhöhungen und 
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anhaltendem Beschäftigungswachstum, Triebkraft für das Wirtschaftswachstum 
bleiben. Im Vergleich zu dem Szenario, das dem jüngsten Stabilitätsprogramm 
zugrunde liegt, wurde die Wachstumsprognose für 2016 um 0,2 Prozentpunkte nach 
unten korrigiert. Diese Korrektur spiegelt in erster Linie das langsamere BIP-
Wachstum im ersten Halbjahr 2016 wider, das darauf zurückzuführen ist, dass das 
Investitionsvolumen aufgrund des Auslaufens des EU-Programmierungszeitraums 
2007-2013 und dem verspäteten Beginn des Programmierungszeitraums 2014-2020 
hinter den Erwartungen zurückgeblieben ist. Die Prognose für 2017 wurde um 
0,5 Prozentpunkte nach unten korrigiert, da die mit dem Abstimmungsergebnis über 
die EU-Mitgliedschaft im Vereinigten Königreich verbundene größere 
wirtschaftliche Unsicherheit sowohl die Auslands- als auch die Inlandsnachfrage 
beeinträchtigen dürfte. Alles in allem fallen die makroökonomischen Projektionen 
der Übersicht über die Haushaltsplanung insbesondere in Bezug auf das Wachstum 
des realen BIP im Jahr 2016 etwas positiver aus als die der Kommission, die für 
2016 ein Wachstum des realen BIP um 2,0 % und für 2017 um 2,7 % erwartet. Bei 
Betrachtung der Zusammensetzung des Wachstums zeigt sich jedoch, dass die 
Wachstumsraten der Steuerbemessungsgrundlagen weitgehend mit den 
entsprechenden Angaben in der Herbstprognose 2016 der Kommission 
übereinstimmen.  

8. Litauen erfüllt die Vorgabe der Verordnung (EU) Nr. 473/2013, wonach die 
Übersicht über die Haushaltsplanung auf makroökonomischen Prognosen beruhen 
muss, die von einer unabhängigen Einrichtung befürwortet oder erstellt worden sind. 
Die der Übersicht über die Haushaltsplanung zugrunde liegenden 
makroökonomischen Prognosen wurden vom litauischen Rechnungshof (Abteilung 
für haushaltspolitische Überwachung) in seiner Funktion als haushaltspolitische 
Kontrollbehörde befürwortet. Der Rechnungshof wies in seiner Stellungnahme 
gleichwohl auf die mit der Bewertung des Konjunkturzyklus verbundene 
Unsicherheit hin und forderte eine Sicherheitsmarge bei der Festlegung struktureller 
Ziele. Der Rechnungshof arbeitet in einem Rechtsrahmen, der seine Unabhängigkeit 
garantiert, und sein Ruf als von der Regierung unabhängige Institution ist gut 
etabliert. 

9. Trotz der geringfügigen Verlangsamung des realen BIP-Wachstums wird in der 
Übersicht über die Haushaltsplanung mit 0,7 % des BIP ein etwas geringeres 
gesamtstaatliches Defizit für 2016 erwartet als im Stabilitätsprogramm (0,8 %). Die 
Verbesserung ist darauf zurückzuführen, dass die Haushaltsausführung aufgrund 
eines erheblichen Zuwachses bei steuerintensiven BIP-Komponenten wie 
Beschäftigung und Löhnen, der die Steuererhebung positiv beeinflusst, besser als 
erwartet abschneidet. Für 2017 wird in der Haushaltsplanung ein gesamtstaatliches 
Defizit von 0,3 % des BIP erwartet, was den im jüngsten Stabilitätsprogramm 
angegebenen Wert um 0,3 % des BIP übersteigt. Dieser Zuwachs ergibt sich aus der 
Berücksichtigung der Kosten einer Strukturreform, die erst nach der Vorlage des 
Stabilitätsprogramms beschlossen wurde. Eine Reihe neuer diskretionärer 
haushaltspolitischer Maßnahmen, die auf dem Programm der scheidenden Regierung 
standen, wie insbesondere eine Erhöhung des Einkommensteuerfreibetrags und 
höhere Löhne im öffentlichen Sektor, werden im Szenario einer unveränderten 
Politik nicht berücksichtigt.  

Die gesamtstaatliche Schuldenstandsprojektion in der Übersicht über die 
Haushaltsplanung liegt für 2016 bei 40,9 % des BIP und für 2017 bei 42,9 % des 
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BIP. Der gegenüber dem jüngsten Stabilitätsprogramm etwas höhere Schuldenstand 
2017 ist auf Fortschritte bei der Vorfinanzierung anstehender Anleihetilgungen und 
das etwas höhere erwartete gesamtstaatliche Defizit 2017 zurückzuführen. Die 
Schuldenstandsprojektion der Kommission deckt sich für 2016 beinahe mit der 
Haushaltsplanung und liegt für 2017 wegen des projizierten höheren 
Haushaltsdefizits über dem in der Haushaltsplanung erwarteten Wert. Die Risiken für 
die Schuldenprojektionen sind ausgewogen. 

10. Nach der von einer unveränderten Politik ausgehenden Übersicht über die 
Haushaltsplanung führten die sinkenden Zinssätze 2016 und 2017 zu Einsparungen 
beim Zinsaufwand von schätzungsweise 0,1 % des BIP gegenüber der Prognose im 
Konvergenzprogramm 2014 und von 0,6 % des BIP gegenüber dem Höchstwert aus 
dem Jahr 2012. Diese Schätzwerte stehen im Einklang mit der Herbstprognose 2016 
der Kommission. Ein etwas geringerer Zinsaufwand, der teilweise auf sinkende 
Marktspreads infolge der umsichtigen Haushaltspolitik zurückgeht, hat sich kaum 
auf die strukturellen Primäranstrengungen ausgewirkt.  

11. Mit der Übersicht über die Haushaltsplanung beantragte Litauen für 2017 angesichts 
der geplanten Umsetzung umfangreicher struktureller Arbeitsmarkt- und 
Rentenreformen mit positiven Auswirkungen auf die langfristige Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen förmlich die Inanspruchnahme der Flexibilität im Rahmen der 
präventiven Komponente gemäß dem vom ECOFIN-Rat im Februar 2016 gebilligten 
„Gemeinsam vereinbarten Standpunkt zur Flexibilität im Stabilitäts- und 
Wachstumspakt“ (beantragt wurden 0,6 % des BIP). Litauen verfügt der 
Herbstprognose 2016 der Kommission zufolge über ausreichenden 
haushaltspolitischen Spielraum, um eine vorübergehende Abweichung in Anspruch 
nehmen zu können. Eine vollständige Bewertung der etwaigen Gewährung von 
Flexibilität für Litauen kann im Rahmen des normalen Ablaufs des Europäischen 
Semesters bei der Bewertung des Stabilitätsprogramms 2017 vorgenommen werden.  

12. Die Übersicht über die Haushaltsplanung 2017 umfasst lediglich die diskretionären 
einnahmen- und ausgabenseitigen Maßnahmen, die vor ihrer Vorlage  beschlossen 
wurden. Die Nettoauswirkung dieser Maßnahmen führt nominal zu einer Erhöhung 
des gesamtstaatlichen Defizits von 0,2 % des BIP. Die Kosten der angenommenen 
strukturellen Arbeitsmarkt- und Rentenreform werden nur teilweise durch die 
beschlossenen mehrjährigen Steuererhöhungen und die aus einer Reihe von 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Steuervorschriften erwarteten Mehreinnahmen 
ausgeglichen.  

Die Maßnahmen, die in der Übersicht über die Haushaltsplanung berücksichtigt 
wurden, sind großteils auch in die Herbstprognose 2016 der Kommission 
eingeflossen. Der Herbstprognose 2016 der Kommission zufolge wird das 
gesamtstaatliche Defizit 2017 um 0,5 % des BIP höher ausfallen als in der 
Haushaltsplanung vorgesehen. Die Differenz spiegelt in erster Linie die 
Auswirkungen diskretionärer haushaltspolitischer Maßnahmen wider, die auf dem 
Programm der scheidenden Regierung standen, wie insbesondere eine Erhöhung des 
Einkommensteuerfreibetrags und höhere Löhne im öffentlichen Sektor, die jedoch in 
der Haushaltsplanung nicht berücksichtigt sind. Sofern der Ausgabenzuwachs nach 
den Wahlen 2016 begrenzt wird, dürften sich der Kommission zufolge die mit den 
Prognosen für die öffentlichen Finanzen verbundenen Unsicherheiten eher positiv 
entwickeln, da ein solides Wachstum der Steuerbemessungsgrundlage erwartet wird. 

www.parlament.gv.at



 

DE 5   DE 

13. Litauen nimmt 2016 im Zusammenhang mit der Rentenreformklausel eine 
vorübergehende Abweichung um 0,1 % des BIP vom erforderlichen Anpassungspfad 
in Richtung auf das mittelfristige Haushaltsziel in Anspruch. Nach der Übersicht 
über die Haushaltsplanung wird sich der (neu berechnete) strukturelle Saldo 2016 um 
0,5 % des BIP und damit um etwas weniger als die zulässigen 0,7 % des BIP 
verschlechtern. Die Wachstumsrate der Staatsausgaben ohne Anrechnung 
diskretionärer einnahmenseitiger Maßnahmen dürfte den anwendbaren 
Ausgabenrichtwert (4,1 %) 2016 nicht überschreiten. Daher deutet die 
Gesamtbewertung der (neu berechneten) Übersicht über die Haushaltsplanung auf 
die Erfüllung der Vorgaben des SWP im Jahr 2016 hin. Die Schlussfolgerung, dass 
Litauen die Vorgaben des SWP im Jahr 2016 erfüllt, wird durch die Herbstprognose 
2016 der Kommission bestätigt. 

Für 2017 deuten die (neu berechneten) Projektionen der Übersicht über die 
Haushaltsplanung darauf hin, dass die Vorgaben des SWP sowohl in Bezug auf das 
strukturelle Defizit als auch hinsichtlich des Ausgabenrichtwerts erfüllt werden. 
Gemäß der Herbstprognose 2016 der Kommission wird sich der strukturelle Saldo 
2017 um 0,4 % des BIP auf –1,4 % verschlechtern und damit um 0,3 % des BIP von 
der erforderlichen Anpassung von –0,2 % des BIP abweichen, was auf die Gefahr 
einer gewissen Abweichung hindeutet. Den Prognosen zufolge wird der 
Nettoausgabenzuwachs 2017 den geltenden Richtwert überschreiten, was die Gefahr 
einer erheblichen Abweichung birgt (Lücke von 0,8 % des BIP). Daher ist eine 
Gesamtbewertung erforderlich. Unerwartete vorübergehende Mehreinnahmen (0,3 % 
des BIP), die insbesondere auf das starke Lohnwachstum zurückgehen, wirken sich 
2017 positiv auf den strukturellen Saldo aus. Ferner verstärkt die Entwicklung der 
öffentlichen Investitionen die beim strukturellen Saldo zu beobachtenden Tendenzen. 
Der Ausgabenrichtwert ist folglich ein aussagekräftigerer Indikator für die zugrunde 
liegende Haushaltslage. Daher weist die Gesamtbewertung, gestützt auf die 
Herbstprognose 2016 der Kommission, auf die Gefahr einer erheblichen 
Abweichung vom Anpassungspfad in Richtung auf das mittelfristige Haushaltsziel 
im Jahr 2017 hin.  

14. Alles in allem ist die Kommission der Auffassung, dass die Übersicht über die 
Haushaltsplanung Litauens, das derzeit der präventiven Komponente unterliegt, die 
Gefahr der Nichterfüllung der Vorgaben des Stabilitäts- und Wachstumspakts birgt. 
Der Herbstprognose 2016 der Kommission zufolge ist 2017 mit einer erheblichen 
Abweichung vom Anpassungspfad in Richtung auf das mittelfristige Haushaltsziel 
zu rechnen. Die Kommission wird die Erfüllung der Vorgaben des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts durch Litauen insbesondere im Zusammenhang mit der Bewertung 
des nächsten Stabilitätsprogramms genau verfolgen. Bei der Gesamtbewertung einer 
möglichen Abweichung vom Anpassungspfad in Richtung auf das mittelfristige 
Haushaltsziel im Jahr 2017 wird die Kommission den vorstehenden Erwägungen zur 
etwaigen Gewährung der Flexibilität im Rahmen des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts für Litauen Rechnung tragen. Unter Berücksichtigung der vom Rat 
am 12. Juli 2016 verabschiedeten länderspezifischen Empfehlungen wird 
tatsächlichen Fortschritten im Zusammenhang mit der Reformagenda besondere 
Aufmerksamkeit gelten. Im Einklang mit der Mitteilung der Kommission „Hin zu 
einem positiven fiskalischen Kurs für das Euro-Währungsgebiet“ ersucht die 
Kommission die Behörden daher, im Rahmen des nationalen Haushaltsverfahrens zu 
gewährleisten, dass der Haushalt 2017 die Vorgaben des SWP erfüllt. 

www.parlament.gv.at



 

DE 6   DE 

Die Behörden werden ersucht, der Kommission und der Eurogruppe gleich nach 
Amtsantritt einer neuen Regierung und in jedem Fall spätestens einen Monat vor der 
geplanten Verabschiedung der Übersicht über die Haushaltsplanung durch das 
nationale Parlament eine aktualisierte Übersicht über die Haushaltsplanung 
vorzulegen. 

Geschehen zu Brüssel am 16.11.2016 

 Für die Kommission 
 Pierre MOSCOVICI 
 Mitglied der Kommission 
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